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ÖSTERREICHISCHER RECHTSANWALTSKAMMERTAG 
1010 WIEN, ROTENTURMSTRASSE 13 (ERTLGASSE 2), POSTFACH 612, TELEFON 632718, DW 23 

Datum: - 1. JUNI19i!8 
r '\ 

Zl: 119/t&'erteil{L � .. ���i.J����,,-k_ 

An das 

Bundesrninisterium für Finanzen 

Himmelpfortgasse 4-8 
Postfach 2 
1015 Wien 

GZ: 1162/88 :p' ?� V) 

Betrifft: GZ 13 5002/1-IV/13/88/10 
Entwurf eines Bundesgesetzes über die Besteuerung des Einkommens 
von Körperschaften (Körperschaftsteuerge�etz 1988 - KStG �988) __ 

Zu dem Entwurf für ein Körperschaftsteuergesetz 1988 erstattet der Öster­

reich'ische Rechtsanwaltskammertag folgende 

S tel 1 u n 9 n a h  m e: 

Verwiesen wird auf die allgemeinen Bemerkungen in der Stellungnahme zu dem 

Entwurf eines Einkommensteuergesetzes 1988. 

Besonderes: 

Zu §§ 1 bis 5: 

Zu begrüßen ist, daß Klarstellungen erfolgen und bisherige Bestimmungen in 

gestrafterer Form gefaßt werden. 
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Die Förderung des Aufbaues einer betriebl ichen Altersversorgung, insbe­

sondere des Aufbaues neuer Pensionskassen, ist zu begrüßen. 

�§. 7 und 8: 

Die Anpassung an Bestimmungen des EStG 1988 ist konsequent. 

Die neue Regelung, die den sogenannten Mantel kauf, in dem lediglich der 

Kauf von Verlusten zu erblicken ist, verhindern soll, ist abzulehnen. Es 

enspricht dem \4esen der juristischen Person, daß sie ihre Persönl ichkeit 

auch dann behält, wenn ein vollständiger Wechsel der Gesellschafter ein­

tritt und sich ihre Organisation ändert. Es kann durchaus in Kauf genommen 

werden, daß "im Leben" einer juristischen Person in der Vergangenheit 

entstandene Verl uste durch spätere Gewi one ausgegl i chen werden. Oi e Be­

schränkung des Verl ustvortrages auf nunmehr 5 Jahre, was abzul ehnen ist, 

bildet jedenfalls ein ausreichendes Korrektiv. 

Zu § 10: 

Die Befreiung für Beteiligungserträge, also eine Erweiterung der Schachtel­

befreiung, entspricht dem System des KStG 1988 und wird insgesamt begrüßt. 

Das schon in der Stell ungnahme zum EStG 1988 ni cht abzugsfähige Aufwen­

dungen betreffend Gesagte gilt auch hier. Die Angemessenheitsprüfung 

wird abgelehnt. 

Die Einführung eines einheitlichen Körperschaftsteuersatzes von 30 %, das 

; st der unterste Satz nach dem derzeit geltenden KStG, ist im Interesse 

der Eigenkapitalbildung und damit der Verbesserung der Struktur von Körper­

schaften grundsätzl ich r"icht ig. Der Hegfa 11 der Ermäßigung der Körper-
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schaftsteuer auf die Hälfte bei "offenen Ausschüttungen" wird jedoch nicht, 

wie dies in den Erläuterungen behauptet wird, im Zusammenhalt mit der 

25-%igen Kapitalertragsteuer unter Weitergeltung des Halbsatzverfahrens 

die Einfachbesteuerung bei personenbezogenen juristischen Personen sicher­

stellen. Die höchste Besteuerung wird grob gesagt bei 30 % plus 25 %, also 

bei 5 5  % und damit über dem Höchststeuersatz des EStG 1988 liegen. 

Daß die generelle Absenkung des Körperschaftsteuersatzes auf 30 %, so 

zweckmäßig sie sein mag, dem Erfordernis der Steuergerechtigkeit nicht 

entspricht, ist anzumerken. Auch hier werden gleiche Einkommen juristischer 

Personen und natürl i cher Personen ungl ei ch besteuert. Di es gi lt sowohl im 

Vergleich des Körperschaftsteuersatzes zum Einkommensteuersatz als auch 

bei personen bezogenen Körperschaften bei der Besteuerung des wesentl i eh 

Beteiligten im Vergleich zu sonst Einkommensteuerpflichtigen. 

Wien, am 6. Mai 1988 

DER öSTERREICmSCHE RECHTSfl\NW{;LTSKA�lMERTAG 

Dr.SCHUPPICH 
Präsident 
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ÖSTERREICHISCHER RECHTSANWALTSKAMMERTAG 
1010 WIEN, ROTENTURMSTRASSE 13 (ERTLGASSE 2), POSTFACH 612, TELEFON 632718, DW 23 

Zl. 119/88 

zu: GZ 13 5002/1-IV/13/88/10 

An das 
Bundesministerium für Finanzen 

Himmelpfortgasse 4-8 
Postfach 2 
1015 Wie n 

Betrifft: Entwurf eines Bundesgesetzes über die Besteuerung des 
Einkommens von Körperschaften (Körperschaftsteuergesetz 1988-
KStG 1988) 

Der österreichische Rechtsanwaltskammer übermittelt im Nachhang die 

Stellungnahme der Rechtsanwaltskammer Niederösterreich zur gefälligen 

Kenntnisnahme und dem Ersuchen um Berücksichtigung. 

Wien, am 18.Mai 1988 
DER OSTERREICHISCHE RECHTSANWALTSKAMMERTAG 

Dr.SCHUPPICH 
Präsident 
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RECHTSANWALTSKAMMER NIEDERÖSTERREICH 

A-3100 ST.PÖLTEN ANDREAS-HOFER-STRASSE 6 TELEFON 02742/61650 

GZ.: 384/88 

BEGUTACHTUNG DES ENTWURFES 

DES KÖRPERSCHAFTSSTEUERGESETZES 1988 

Die Rechtsanwaltskammer Niederösterreish erlaubt sich zu dem am 

13. April 1988 Ubersandten Entwurf eines Gesetzes Uber die 

Besteuerung des Einkom�ens v on Körperschaften (Körperschafts­

steuergesetz 1988 - KStG 1988) laut Schreiben des Bundesminis­

teriums fUr Finanzen vom 30. März 1988, GZ. 13 50D2!1-IV­

/13/88/10, innerhalb offener Frist wie folgt 

zu nehmen: 

1 .) Allgemeines 

1 • 1 • ) 

5 t e l  1 u n 9 

Im Hinblick auf die enge VerknUpfung des Entwurfes des Körper­

schaftssteuergesetzes 1988 mit dem Entwurf des Einkommensteuer­

gesetzes 1988 (wie bisher des Körperschaftssteuergesetzes 1966 

mit dem Einkommensteuergesetz 1972) wird auch im Rahmen der 

Stellungnahme zu dem Entwurf des Körperschaftssteuergesetzes 

1988 auf die umfassenden AusfUhrungen zum Entwurf des Einkom­

mensteuergesetzes 1988 verwiesen, die ja teilweise auch fUr die 

Besteuerung von Körperschaften entsprechende Bedeutung haben. 
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Eines der Ziele der sogenannten "großen Steuerreform", nämlich 

der Schaffung eines einfacheren Steuersystems, welches auch für 

den Steuerpflichtigen ohne kostspielige Rechtsberatung -­

leichter durchschaubar uno erfaßbar ist, ist bedauerlicherweise 

aus der Sicht der NÖ. Rechtsanwaltskammer nicht gelungen, wenn 

man sich den gegenständlichen Entwurf des Körperschaftssteuer­

gesetzes 1988 im Zusammenhang mit dem Entwurf zum Einkommen-

steuergesetz 1988 vor Augen 

Steuerreform" auch im 

hält. Ob die sogenannte Ilgroße 

8ereich des Körperschaftssteuerge-

setzes -- ein gerechteres Steuersystem bringen wird, wird aus­

drücklich nicht beurteilt. 

1 . 2 . ) 

Endgültig beurteilt werden kann eigentlich der Entwurf des 

Körperschaftssteuergesetzes 1988 nur dann werden, wenn der 

endgUltige Entwurf betreffend des Rechnungslegungsgesetzes 1 988 

feststeht (vergleiche diesbezüglich Ruckle: Ausgestaltung und 

Bedeutung der Generalnormen im neuen Rechnungslegungsrecht in 

Loitlsberger, u. a., Rechnungslegung und Gewinnermittlung, 

Seite 307 ff) und zumindest ein Entwurf für ein Umgründungs­

steuergesetz (Neuordnung des Umgründungssteuerrechtes) vor­

liegt, zumal das Strukturverbesserungsgesetz ja mit 31. 12. 

1 988 endgültig ausläuft (vergleiche auch Erläuternde Bemerkun­

gen zu § 20 Körperschaftssteuergesetz 1988). Seitens der 

Rechtsanwaltskammer Niederösterreich wird ausdrücklich darauf 

hingewiesen, daß die Neuordnung des Umgründungssteuerrechtes 

rasehest in Angriff genommen werden muß, um ebenfalls mit 1. 1. 
1989 in Kraft treten zu können. Gerade in einer Zeit, wo die 

Rede davon ist, daß dsterreichische Ünternehmen, somit auch 

österreich ische Kapitalgesellschaften im weite=en Sinn Europa­

reife erhalten soller1, wird UmgrUndungsvorgängen und damit dem 

Umgründungssteuerrecht große Bedeutung zukommen. Das Kdrper­

schaftssteuergesetz 1988 sollte allerdings dann mit dem Umgrün-

dungssteuergesetz (UmgrUndungssteuerrecht) eine steuerliche 
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Einheit bilden und auch nicht mit dem Handelsbilanzrecht, unter 

Bedachtnahme des neuen beabsichtigten Rechnungslegungsrechtes 

im Zusammenhang mit den diesbezüglichen er�angenen E G-Richtli­

nien, in Widerspruch stehen (letztgenanntes gilt naturgemäß 

auch für den Entwurf des Einkommensteu2rgesetzes 1988). 

1 • 3. 

Wie aus dem Vorblatt zu den Erläuterungen des Entwurfes des 

Köroerschaftssteuergesetzes 1988 entnommen werden kann, soll 

die "große Steuerreform" im Bereich der Ertragssteuern aufkom­

mensneutral sein. Der an sich begrüßenswerten Absenkung des 

bisherigen Spitzensteuersatzes im 

steuer und deren einheitlichen 

Bereich der Körperschafts­

Festsetzung mit 30 % stehen 

allerdings gegenüber Streichungen und �inschränkungen im Rahmen 

der Investitionsbegünstiguflgen (vergleiche Einkommensteuerge­

setz 1988 ) und die teilweise bedenklicr8 Einführung eines neuen 

Betriebsausgabenbegriffes (vergleiche § 4 Abs. 5 Einkommen­

steuergesetz 1988, § 20 Abs. 1 Ziffer 2 Einkommensteuergesetz 

1988, § 12 Abs. 1 Ziffer 3 Körperschaftssteuergesetz 1988, u. 

a. ) , sodaß das Einkommen im Sinne der §§ 7 Karperschaftssteuer­

gesetz 1988, das dann dem Steuersatz gemäß § 25 Karperschafts­

steuergesetz 1988 zu unterziehen ist, wesentlich haher liegen 

wird, als derzeit. Die steuerliche Entlastung von 

körperschaftssteuerpflichtigen Steuerobjekten, somit von Unter­

nehmen in Form von Kapitalgesellschaften, wird daher nicht 

übermäßig groß sein. Bei der Beurteilung der Festlegung der 

Karperschaftssteuer werden auch korrespondierend die Bestimmun­

gen des Entwurfes des Einkommensteuergesetzes 1988 betreffend 

die Besteuerung von Einkünften aus Kapitalvermögen (§ 27 Ein­

kommensteuergesetz 1988) sowie § 37 Einkommensteuergesetz 1988 

( ermäßigter Steuersatz) zu beachten sein. Das Einkommensteuer­

gesetz 1988 hat sich somit dem Anrechnungsverfahren (Anrechnung 

der auf die Ausschüttung entfallende Körperschaftssteuer auf 

die persönliche Einkommensteuer des Gesellschafters ) verschlos­

sen. Berücksichtigt man nun die allgemeine Beteiligungsertrags-
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befreiung im Sinn des § 10 Abs. 1 Ziffer 1 - 3 Körperschafts­

steuergesetz 1988, s owie ferner den Wegfall des im § 22 Abs. 2 

Körperschaftssteuergesetz 1966 verankerten s ogenannten "gespal­

tenen Körperschaftssteuersatzesll für o ff ene Gewinnausschüttun­

gen der Kapitalgesellschaften und Kreditgenossenschaften, z e i gt 

es sich, daß hier einige bedenkliche llUngleichgewichte" ge­

sc haffen w urden : 
Bei offenen Gewinnausschüttungen inländischer Kapitalgesell­

schaften sind die 8ete i l i g u n gsert räge bei i n lä n d isch e n Kapital­

gesellschaften für die Gesellschafter ohne Rücksicht auf deren 

Art körperschaftssteuerfrei. w ähren d Beteiligungserträ�� in län­

discher Gesellschafter. die der Einkommensteuer u nterl iegen, 

dann der Einkommensteuer unterworfen werden, w obei überdies § 

37 Eink ommensteue rgese t z 1988 anders formuliert als der 

derzeitige § 37 Einkommsnsteuergesetz 1972. Für letztgenannte 

Gesellschafter, die der Einkommensteuer u n t er l iegen , stellt 

sich nunmehr mangels gespaltenem, halben Körperschaftssteuer­

satz für offene Gewinnausschüttungen die Situation ähnlich dar, 

wie vor dem Abgabenänderungsgesetz 1985 mit der Einführung des 

§ 37 Abs. 4 Einkommensteuergesetz 1972, näml ich "Mehrfachver­

steuerung " , wenn teilweise auch unter umgekehrten V o r zeichen . 

Es werden s o mit bei Beteiligungserträgen im Falle offener Ge­

winnausschüttungen Einkommensteuerpflichtige u n d Körperschafts­

steuerpflichtige als Gesellschafter ungleich und verschieden 

behandelt. Dies bedeutet allerdings im Gegensatz zu den 

Erläuterungen zum Entwurf des Körperschaftssteuergesetzes 1988 

--, daß nun eine Thesaurierung bei Kdrperschaften �it Gesell­

schaftern, die der E inkp m men s te uer unterliegen, begünstigt 

wird, während gerade der § 10 Körperschaftssteuergesetz 1988 

über die Befreiung für 8eteiligungserträ ge " dan n Gesellschaft�r, 

die der Körperschaftssteuer unterliegen (zum 8eispiel Holding-­

Gesell sc haften ) , in der Regel zu offenen Gewinnausschüttungen 

veranlaGt. Während dieses System im Körperschaftssteuergesetz 

1988 u nd EinkommensteuergesEtz 1988 positiv bei S ogenannten 

"Familienkapitalgesellschaften". bei welchen Gesellschafter 
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auf grund zusät zlicher vertraglicher Beziehungen im Rahmen der 

körperschaft ss t euerpflicht igen Gesellschaf t mitarbei t en und 

daher über weit ere Einkünfte verfügen, in Richt ung Kapit alst är­

ke posit iv sein kann, wirkt sich dies jedoch bei Kapit algesell­

schaften, in denen die Gesellschafter nich t mitarbeiten und 

Einkommensteuersubjek t e  sinc, negat iv aus, weil dann insgesamt 

eine Art "Mehrfachbesteuerung" vorlieg t .  was vor allem für 

Ak t iengesellschaften ( auch solchen, die börsenno tierend sind) 

nicht unbedingt posi t iv ist. Nach Auffassung der Rechtsan­

waltskammer Niederästerreich mUßte daher zur Hintanhaltung der 

aufgezeigten Ungleichgewichte und der nich t unbedingt wün­

schenswert en Effekte der derzeitigen Ent würfe im Bereich des 

Einkommenst euergesetzes und des K5rperschaft ss t euergeset zes das 

Allgemeine Anrechnungsverfa�ren ( Anrechnung, der auf die Aus-

schUt t ung entfallende Körperschaftssteuer auf die pers5 nliche 

Einkommen- oder Körperschaftsst euer des Gesellschafters ) einge-

führt werden. 

1 .4. 
Unbeschadet der Ausführungen unter 1.3. wird die �infUhrung 

einer Allgemeinen 8e t eiligungsertragsbefreiung im Sinn des § 10 

Abs. 1 Ziffer 1 - 3 begrUßt, we n ngl eich nicht ganz verst ändlich 

ist ,  warum man bei dem sogenann t en int ernat ionalen Schachtel­

privileg des § 10 Abs. 1 Ziffer 4 KBrperschaft ssteuergesetz 

1988 kleinlich ist. Es wird darauf hingewiesen, daß nach Auf­

fassung der Rechtsanwaltskammer Niederösterreich eine gewisse 

Internat ionalisierung öst erreichischer Kapitalgesellschaft en im 

Hinblick auf den beabsichtigten ES-Beit ri t t  im Zusammenhang mit 

der Einführung des E G - B in n e n mark t es notwendig is t ,  somit eine 

Bet eiligung öst erreichischer Kapitalgesellschaf t en an auslän­

dischen, europäisch?'n Kapitalgesellschaften, auch mit geringen 

Anteilen. Eine Erweiterwng des sogenannten int erna tionalen 

Schachtelprivilegs erscheint daher gebo t en. 
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2.) lu den einzelnen Bestimmunaen: 

2. 1 . ) 

Vorweg sei angemerkt, daß im folgenden -- um Wiederholungen zu 

vermeiden -- bei einzelnen Paragraphen nicht mehr Anmerkungen 

ge tä tigt werden, wen� bereits unter Punkt 1. diesbezUglich 

allgemeine Anregungen und Überlegungen angestellt wurden. 

2.2. ) 

Zu § 2 Abs. 5 Körperscf,aftssteuergesetz: 

Gesetzlich anerkannte Kirchen und Religionsgesellschaften ge­

nießen die Stellung einer Körperschaft öffentlichen Rechtes. Es 

erhebt sich auch bei ihnen dj.e Frage, wann Betriebe gewerb-

licher Art vorliegen. Da gesetzlich anerkannten Kirchen und 

Religionsgesellschaften nicht die Tätigkeit einer öffentlichen 

Gewalt zukom mt , wird diesbezUglieh im Absatz 5 des § 2 Kjrper­

schaftssteuergesetz '988 eine Regelung vorzusehen sein, wann 

bei solchen Betrieben ven einer nachhaltigen, privatwirtschaft­

lichen Tätigkeit gesprOChen werden kann oder nicht. Diesbezüg­

lich wird hier auf den originären Bereich gesetzlich anerkann­

ter Kirchen und Religionsgesellschaften abzustellen sein. 

2.3. ) 

Bei § 8 Abs. 2 Körperschaftssteuergesetz wird seitens der 

Rechtsanwaltskammer Niederösterreich ausdrücklich bedauert, daß 

in dieser Gesetzesbestimmung nicht der Begriff "verdeckte Ge­

winnausschüttung" näher definiert ist. Wenngleich zu dem Be­

griff "verdeckte Gewinnausschüttung!' zum Körperschaftssteuerge­

setz 1966 bereits zahlreiche Judikate der Höchstgerichte vor­

liegen, gibt es dennoch immer wieder strittige Fragen. Darüber­

hinaus darf nicht Ubersehen werden, daß ja teilweise durch das 

Einkommensteuergesetz 1988 ei n neuer Betriebsausgabenbegriff 

eingeführt werden soll (zum Beispiel im Z u sammen hang mit den 

Reisekosten, § 4 Abs. 5 Einkommensteuergesetz 1988; § 20 Abs. 1 

Ziffer 2 Einkommensteuergesetz 1988; § 12 Abs. 1 Ziffer 3 K6r-
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perschaftssteuergesetz 1988), sodaß es sinnvoll wäre, hier im 

Gesetzestext doch den 8egriff der "verdeckten Gewinnaussc hüt­

tung" auch zu definieren. 

2.4. ) 

Z u  § 8 Abs. 4 Ziffer 3 Körperschaf tssteuergesetz 1988 wird 

ausgeführt, 

g r u ndsät z l ich 

Hinblick auf 

daß die diesbezügli c he 50nderausgabenregelung 

begrüßt wird. Allerdings wird ausdrücklich im 

die jüngst ergangene Verwaltungsgerichtshofsjudi-

katur be tre ffen d des Abzugsverbotes der Gesellschaftssteuer für 

Gesellschafterzuschüsse (vergleiche Anw.61. 1988, Seite 226 f) 

ange re gt , die Gesellschaftssteuer nach dem Kapit al ve rkeh rs ­

steuergesetz auch in diese Sonderausgabenregelung aufzunehmen. 

2 .  5. ) 

Oie Regelung des § B Abs. 4 Ziffer 2 K5rperschaftssteuergesetz 

1988 über den Verlust des Verlustabzuges bei Mantelkauf in 

dieser Form wird abgelehnt. In diesem Z usam menhan g wird darauf 

hin gewiesen , daß gerade die Judikatur des Verwaltungsgerichts­

hofes über die Gewähr u n g des Verlustabzuges bei Körpersc haften 

auch bei Gesellschafterwechsel, sich in vielen Fällen positiv 

bei Sanierung von Körperschaften bzw. Gesellschaften a usgewi rkt 

hat. Im übrigen ist die rormulierung "wesentliche Änderung der 

Gesellschafterstruktur" in der Art problematisch, es müßte doch 

zum Zwecke der Klarstellu�g im Gesetzestext s e lbst festgehalten 

werden wenn man schon an dieser Bestimmung festhält --, ab 

welchem Prozentsatz eine wesentliche Änderung der Gesellschaf­

terstruktur mit dem Ve�lust des Verlustabzuges anzunehmen ist. 

2.6.) 

Betreffend der 8esti�mung des § 10 Abs. 1 Ziffer 4 K�rDer­

schaftssteuergesetz 1988. in welcher das internationale Schach­

telprivileg gere ge l t  ist� wird auf die grundsätzlichen Ausfüh­

rungen zu Punkt I dieser Stellungnahme verw i ese n . Oie Rechtsan­

waltskammer Nieder�sterreich vermeint daher, daß die Voraus-

27/SN-126/ME XVII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original) 11 von 12

www.parlament.gv.at



8 

setzungen für die Gewährung dieses i nternational en Schachtel­

privileges insoweit erleichtert werden müssen, als Voraus­

setzung dafür lediglich eine mindestens 10 % -ige Beteiligung an 

der ausländischen Gesellschaft s ein muß, um di e Befreiung für 

Be teil igu ngserträge zu erhalten. 

2.7. ) 

Die Bestimmung des § 12 Abs. 1 Ziffer 3 Körperschaftssteuerge­

setz 1988 wird genauso wie die Bestimmung des § 20 A bs. 1 Zif­

fer 2 Einkommensteuergesetz 1988 abgelehnt. Der Hinweis in den 

Erläuterungen, daß eine kleinliche und schematische Auslegung 

dieser Angemessenhei�sprUfung nicht zu vertreten sein wird, ist 

ungenügend und zeigt nur, daß diese Bestimmung eben letztlich 

dazu vor allem im Bereich von Betriebsprüfungen fUhren wird. 

2. 8.) 

Der § 13 Körperschaftssteuerg8setz über die Rück v e rgü t ungen bei 

Verbrauchergenossenschaften ist eine sachlich nicht gerechtfer­

tigte Begünstigung von Verbrauchergenossenschaften gegenüber 

anderen Kapitalgesellschaften im weiteren Sinn im Sinn e des 

Körperschaftssteuergesetzes, weil die Auszahlung der Rückver­

gütungt auch wenn sie 1 % des Mitgliederumsatzes nicht über­

steigt, nichts anderes ist, als eine Gewinnausschüttung bzw .  

Gewinnverwendung an Gesellschafter bzw. Genossenschafter. Im 

Hinblick auf das Auftreten von Verbrauchergenossenschaften im 

allgemein e n  W e ttbe w e rb ist die Bestimmung des § 13 K�rper­

schaftssteuergesetz auch sachlich nicht mehr zu rechtfertigen. 

DER AUSSCHUSS DER RECHTSANWA�fl� �f�ER NIEDERÖSTERREICH 

i I jl 11 1', Avtf\ ft 
L{ I/li Vi 1/ r V Ir v v' L 
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